
 
 
 

 zu TOP …….... 
 
 
 
 
 Mainz, 24.11.2014 
 
 
Anfrage 1734/2014 zur Sitzung  am 03.12.2014 

 
Kinder von Asylbewerbern [AfD/FW] 
 
 Nach § 56 Schulgesetz besteht die Pflicht zum Schulbesuch für Kinder von Asylbewerbe-
rinnen und Asylbewerbern und sich ohne ihre Eltern in Rheinland-Pfalz aufhaltende Kinder 
und Jugendliche, die einen Asylantrag gestellt haben, sobald sie einer Gemeinde zuge-
wiesen sind und solange ihr Aufenthalt gestattet ist. 
 
Viele Schulen fühlen sich überfordert, weil sie nicht über die notwendigen Mittel verfügen, 
um sich diesen Schülerinnen und Schülern, die häufig traumatisiert und in der Regel ohne 
Deutschkenntnisse in der Schule ankommen, angemessen zu widmen. Insbesondere feh-
le es an zusätzlichem Personal, um den Kindern zusätzlichen Sprachunterricht zu erteilen, 
aber auch an Schulsozialarbeitern, die die Integration dieser Kinder begleiten könnten. 
Dies ist sowohl für die betroffenen Kinder als auch für die Schulen und Lehrkräfte ein gro-
ßes Problem und darf weder dazu führen, dass Kinder von Asylbewerbern noch dass die 
anderen Schüler einer betroffenen Klasse überfordert oder vernachlässigt werden. 
 

 
Wir fragen an: 
 
 

1. Welche Maßnahmen hat die Stadt unternommen, um diesen Kindern den Einstieg in 
den Schulalltag zu erleichtern? 

 
2. Nach welchen Kriterien werden die Kinder auf die Mainzer Schulen verteilt? 

 
3. Wieviel Kinder wurden in den letzten 5 Jahren zugewiesen und zu welchen Schulen? 

 
4. Welche Kosten entstehen der Stadt dadurch? Werden diese durch Bundes-

/Landesmittel zumindest teilweise gedeckt? 
 
 
 
 
Herr Claus Berndroth 
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